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G R O S S E R  R A T

37 Millionen für
Kleintierklinik
bkt. Die Klinik für Kleintiere der Ve-
terinärmedizinischen Fakultät der
Universität Bern kann für insge-
samt 37,3 Millionen Franken sa-
niert und erweitert werden. Der
Grosse Rat hat daran gestern ei-
nen 5,8-Millionen-Kredit mit
130:2 Stimmen bewilligt. Er unter-
steht noch dem fakultativen Refe-
rendum. Einen grossen Teil der
Aufwendungen hatte die Regie-
rung in eigener Kompetenz be-
schliessen können, weil es um die
Erneuerung von Bestehendem
ging. Zudem wird ein Bundesbei-
trag von 16 Millionen Franken er-
wartet. Mit der Sanierung der
1965 erstellten Bauten sowie dem
Erweiterungstrakt sollen die ex-
trem engen Platzverhältnisse von
340 Studierenden und 100 Leuten
in Weiterbildung so verbessert
werden, dass sie auch nach der
geplanten Zusammenlegung der
Veterinärmedizinischen Fakultä-
ten von Zürich und Bern genügen.

G R O S S E R  R A T

Das Parlament  ist
ausgeflogen
bkt. Schulreisestimmung im Gros-
sen Rat: Gestern haben die 200
Volksvertreterinnen und -vertreter
die Fraktionsausflüge gemacht.
Die SVP visierte, via Zwischensta-
tionen, die Expo-Arteplage Biel
an. Die Freisinnigen besichtigten
das Belpmoos sowie einen Flug-
gerätebetrieb in St. Stephan, bevor
sie sich in Gstaad über die Bedeu-
tung des vom Kanton unterstütz-
ten Musiksommers informieren
liessen. Die EVP schaute sich den
Langetenstollen an, die Grüne
Freie Liste informierte sich über
die Klinik Südhang Kirchlindach. In
Bern blieben zwei Fraktionen: Die
SP machte Stadtland-Rundgänge
und besuchte die Reithalle, das
Grüne Bündnis vertiefte sich in die
Ausbaupläne des Historischen
Museums.

K U R Z  B E R I C H T E TSinnvoller
Strassenbau

GROSSER RAT/Bei geplan-
ten Ortsumfahrungen kann
der Kanton seine Optik ver-
mehrt auf den Gesamtver-
kehr richten.
sda/adk. Die ablehnende Haltung
bürgerlicher Kantonsparlamen-
tarier veranlasste Sabine Gresch
(gb, Bern) dazu, ihre Motion «Ge-
samtmobilitätskonzepte statt rei-
nes Strassenplandenken» kurzer-
hand zurückzuziehen. Die Gross-
rätin wollte damit die Absicht des
Kantons, bei neuen Ortsumfah-
rungen künftig die Optik des Ge-
samtverkehrs stärker zu berück-
sichtigen, nicht gefährden.

Kosten von 270 Millionen
Franken für die drei geplanten
Umfahrungsstrassen in Burgdorf,
Thun und Langenthal  sprengten
die finanziellen Möglichkeiten des
Kantons, kritisierte Gresch in
ihrem Vorstoss. Dem Nutzen der
geplanten Umfahrungen seien Ge-
samtmobilitätskonzepte gegenü-
berzustellen, die aufzeigten, wie
der Gesamtverkehr einer Region
primär auf der bestehenden Ver-
kehrsinfrastruktur abgewickelt
werden könne.

Bereits in Richtplan
Im kantonalen Richtplan wer-

de der Gesamtverkehrsbetrach-
tung bereits hohe Priorität einge-
räumt, beschied die Regierung in
ihrer schriftlichen Antwort. Gene-
rell handle das Tiefbauamt bei al-
len Ortsdurchfahrten nach den
Grundsätzen der angebotsorien-
tierten Verkehrsplanung. Die Re-
gierung sei jedoch bereit, die Mo-
tion als Postulat entgegenzuneh-
men. Dagegen wehrten sich ges-
tern die Bürgerlichen: Der Vor-
stoss sei ein Schritt in die falsche
Richtung, sagte Hans Aeschba-
cher (svp, Gümligen). Die Verfas-
sung lege bereits die Grundsätze
der Verkehrspolitik fest und lege
wie die regionalen Richtpläne eine
hohe Priorität auf die Gesamtsver-
kehrsoptik.

Verkehrsdirektorin Dori 
Schaer betonte im Rat, der Bund
werde von den Kantonen ver-
mehrt Gesamtplanungen im Sin-
ne Greschs verlangen, und Bun-
desgelder seien ohne diese künftig
voraussichtlich nicht mehr zu er-
halten. Die Regierung betreibe seit
langem eine angebotsorientierte
Verkehrspolitik, und in den von
Gresch genannten Fällen seien ge-
samtheitliche Abklärungen vorge-
sehen.

Borkenkäfer
im Sturmholz

WALD/Das «Lothar»-
Sturmholz im Berner Wald
ist aufgerüstet. Jetzt frisst
sich der Borkenkäfer satt.

Lb. Die Aufräumarbeiten am «Lo-
thar»-Sturmholz sind praktisch
abgeschlossen. Das gab gestern
das kantonale Amt für Informa-
tion bekannt. Von 4,23 Millionen
Kubikmetern Sturmholz sind 3,57
Millionen geräumt worden – der
Rest bleibt im Wald liegen. An
1,6 Millionen Kubikmeter Holz
musste der Kanton Beiträge be-
zahlen, das andere Holz konnte
kostendeckend geräumt werden.

Nach Darstellung des Kantons
ist jedoch «Lothar» noch nicht
ausgestanden: Angesichts des
warmen Wetters entwickelte sich
der Borkenkäfer massiv. Erstmals
seit 1947/48 seien im Jahr 2000
drei Käfergenerationen herange-
wachsen; ein Käferweibchen pro-
duziere so 27 000 zeugungsfähige
Weibchen als Nachkommen. Ent-
sprechend ist der Borkenkäferbe-
fall im laufenden Sommer ausge-
fallen: 100 000 Kubikmeter Holz,
das seien 50 000 bis 100 000 Fich-
ten, seien befallen und gefällt wor-
den, sagt Hansruedi Walther, der
stellvertretende Kantonsober-
förster. Vor allem die Randzonen
der Sturmflächen seien betroffen.
Die Käferschäden seien dort, wo
das Holz sofort geräumt werden
konnte, geringer als dort, wo es
erst mit Verzögerung aufgerüstet
wurde oder liegen blieb. Je nach
Witterungsverlauf wird 2002 eine
weitere Verschärfung der Borken-
käfersituation befürchtet.

bkt. Der Neue lacht am breites-
ten, die Bisherigen schauen
mehr oder weniger staatsmän-
nisch drein: Gestern lud der Re-

gierungsrat zum ersten Fototer-
min mit seinem neuen Mitglied
Urs Gasche. Von links: Staats-
schreiber Kurt Nuspliger, Fi-

nanzdirektor Urs Gasche, Poli-
zeidirektorin Dora Andres, Bau-
direktorin Dori Schaer, Regie-
rungspräsident Werner Lugin-

bühl, Volkswirtschaftsdirektorin
Elisabeth Zölch, Erziehungsdi-
rektor Mario Annoni, Gesund-
heitsdirektor Samuel Bhend.

STEFAN ANDEREGG

Die neue Regierung – das erste Gruppenbild

A D R I A N  K R E B S

D
as Hochwasser vom Som-
mer 1999 warf gestern im
Grossen Rat noch einmal
hohe Wellen. Zu reden gab

insbesondere ein Nachkredit von
175 000 Franken, mit dem die Ber-
ner Regierung «die Untersuchun-
gen der Umweltauswirkungen ei-
ner tiefer gelegten Aaresohle am
Auslauf des Thunersees» bezahlen
will. Diese Studien, so die Begrün-
dung der Regierung, seien nötig,
um vor einer allfälligen Ausbagge-
rung des Flussbettes abzuklären,
ob der Äschenlaichplatz gefährdet
sei und ob er möglicherweise ver-
legt werden könne. Bereits erwie-
sen ist, dass die Abflusskapazität
mit einer tieferen Aaresohle im
Bereich der Schadau und dem
Thunerhof um rund 13 Prozent er-
höht werden könnte.

Mit 142 zu 9 Stimmen unter-
stützten die Kantonsparlamenta-
rier das Vorgehen der Regierung

zwar deutlich. Im Vorfeld der Ab-
stimmung entbrannte allerdings
eine emotionsgeladene Debatte
über den Bevölkerungsschutz im
Spannungsfeld der ökologischen
Interessen. René Liechti (fps, Lau-
terbrunnen) wollte das Geschäft
im Namen seiner Fraktion sogar
zurückweisen. «Die Aare muss tie-
fer gelegt werden, lieber heute als
morgen», forderte er. Weitere
175 000 Franken für Studien zu
den Fischlaichplätzen seien
unnötig, weil das mehrere Millio-
nen Franken teure Ausbagge-
rungsprojekt nicht vom Äschen-
laichplatz abhängen dürfe, sagte
Liechti. Er stellte die provokative
Frage in den Raum, ob «ein paar
Fische wichtiger sind als Men-
schenleben und Hochwasserschä-
den in Millionenhöhe».

Kein Schutz um jeden Preis
«Nein, Herr Liechti, Fisch-

laichplätze sind mir nicht wichti-
ger als Menschenleben», entgeg-

nete ihm die Baudirektorin Dori
Schaer. So vereinfacht lasse sich
das Problem im Aarebecken nicht
darstellen. Mit den Studien wolle
die Regierung eine fundierte Dis-
kussionsgrundlage erarbeiten las-
sen und gleichzeitig das ökologi-
sche Gleichgewicht am Seeufer
untersuchen. Die Regierungsrätin
rief ausserdem in Erinnerung,
dass das verheerende Hochwasser
selbst mit einer tiefer gelegten
Aaresohle nicht hätte gebannt
werden können.

Die grüne Grossrätin Franzis-
ka Widmer (Bern) trug noch zu-
sätzlich Wasser auf die Mühlen
der Regierung. Als Sprecherin der
Finanzkommission musste sie zu
den «relativ hohen Kosten für die
Untersuchungen» Stellung bezie-
hen. Es brauche zeitintensive Be-
obachtungen der Äschenlaich-
plätze während zweier Frühjahre,
unter anderem unter Einsatz von
Tauchern. Zugleich werde eine
Bestandesaufnahme aller Laich-

plätze erstellt, die von einer Aare-
tieferlegung betroffen wären. Den
wissenschaftlichen Teil der Studie
übernehme ein Institut der ETH
Zürich (60 000 Franken). Ohne
Abklärung sei die wasserbauliche
und fischereirechtliche Bewilli-
gung für die Aareabsenkung kaum
zu bekommen.

Widerstand der Fischer
SP-Grossrat Roland Seiler aus

Moosseedorf kündigte erbitterten
Widerstand der Fischer an. «Wir
werden uns mit allen politischen
und juristischen Mitteln gegen die
Ausbaggerung des Flussbettes zur
Wehr setzen», sagte der Präsident
des kantonalbernischen Fische-
reiverbandes. Der Thuner Äschen-
laichplatz sei neben jenem am
Rheinfall der bedeutendste der
Schweiz. Die Fischereikreise aus
der Ostschweiz hätten ihm bereits
ihre Unterstützung signalisiert,
erklärte Seiler an die Adresse der
Baudirektorin.

ThunerAarebaggerungwirftWellen
GROSSER RAT/Die Auswirkungen einer tieferen Aaresohle auf die national bedeutenden
Äschenlaichplätze in Thun können untersucht werden. Das Kantonsparlament bewilligte
gestern einen Nachkredit von 175 000 Franken. Die Fischer kündigten aber Widerstand an.

Lb. Einst erhitzten sich die Gemü-
ter um den Katalysator: Ob er bei
Autos und Töffs technisch brauch-
bar sei, ohne die Leistung zu be-
einträchtigen, darüber wurde ge-
stritten. Heute, da  Katalysatoren
längst Alltag sind und ihre Wir-
kung ausser Frage steht, läuft ein
gleicher Streit um Feinstaubfilter
für Dieselmotoren. Zwar ist klar,
dass Lastwagen ab 2004 mit einer
massiv höheren Schwerverkehrs-
abgabe belastet werden, wenn sie
die neuen EU-Normen beim
Schadstoffausstoss nicht erfüllen.
Aber auch Bulldozer, Bodenfrä-
sen, Traxe, stossen in ihren
schwarzen Dieselschwaden jene
kleinsten Staubteilchen aus, die
als P-10-Partikel bezeichnet wer-
den. Sie dringen in  Lungen und
fördern Atemwegserkrankungen.

«Gut ein Viertel der Belastung
der Luft mit Feinstaub stammt
von Baumaschinen», sagte ges-
tern Lilo Lauterburg von der Grü-
nen Freien Liste im Grossen Rat.

Sie wollte deshalb mit einer Moti-
on den Kanton anhalten, bei Ar-
beitsvergaben Firmen mit tech-
nisch einwandfreien Maschinen
zu bevorzugen.

Bauleute bremsen
Ihr Anliegen rief vor allem Bau-

leute und Transportunternehmer
auf den Plan. Die Bauwirtschaft
sträube sich nicht, «kurz- bis mit-
telfristig den Maschinenpark den
neuen Vorschriften anzupassen»,
sagte Bauingenieur Alfred Horis-
berger namens der FDP-Fraktion,
«aber es ist nicht nötig, dass Bern
hier ein eigenes Züglein fährt und
vorprellt». Gleich argumentierte
für die SVP Unternehmer Fritz
Hurni. Bei Arbeitsvergaben müss-
ten «die Spiesse gleich lang» sein,
forderte der Seeländer. Gerade die
Umweltauflagen für die Expo-
Bauten hätten gezeigt, dass bei
nachgerüsteten Maschinen der
Filter oft wieder abmontiert wer-
de, wenn die Leistung nicht mehr

stimme. Gemäss den Bauunter-
nehmern Markus Grossen (evp,
Scharnachthal) und Erwin Burn
(edu, Adelboden) genügt es, wenn
neue Maschinen mit Feinstaubfil-
tern ausgerüstet werden.

Unterstützung fand Lauter-
burg jedoch bei SP und Grünen:
«Es geht um Menschenleben»,
sagte SP-Sprecher Res Hofmann

(Bern). «Kinder, die husten» und
Erwachsene mit Atembeschwer-
den hätten «nichts von gleich lan-
gen Spiessen» bei der Arbeitsver-
gabe, wandte der Oberhofner Arzt
Thomas Heuberger (gfl) ein. 

Eine Bresche für die neue Fil-
tertechnik schlug dann aber der
freisinnige Bieler Transportunter-
nehmer Peter Moser, in dessen Be-
trieb die Umrüstung bereits statt-
gefunden hat: Auch wenn die neue
Technologie noch nicht ganz per-
fekt sei, dürfe das kein Grund sein,
nichts für saubere Luft zu tun. Er
kündigte an, dass die FDP-Mehr-
heit den Vorstoss Lauterburgs als
Postulat unterstützen könne.

Lauterburg wandelte ihre Mo-
tion in ein Postulat um, und der
Grosse Rat überwies es mit 102:71
Stimmen. Der Kanton verlange
bei Arbeitsvergaben die neue Ab-
gasnorm, hatte zuvor Baudirekto-
rin Dori Schaer betont. Ob sie ein-
gehalten werde, könne nur stich-
probenweise kontrolliert werden.

Dicke Brummer sorgen für dicke Luft
GROSSER RAT/Wer für den Staat Bern Bauarbeiten ausführt, soll Maschinen und Fahrzeuge einsetzen, die gemäss 
neuestem technischem Stand mit Feinstaubfiltern ausgerüstet sind. Das verlangte im Kantonsparlament Lilo Lauterburg.
Doch ihrer Motion erwuchs Widerstand von Bauleuten. Schliesslich wurde das Begehren aber als Postulat überwiesen.

Heute im Rat
bkt. Mit einer Debatte über ei-
nen bernischen Atomausstieg
wird die Mittwochsitzung des
Grossen Rats beginnen. Dann
folgen die Erziehungsgeschäf-
te, darunter die zweite Lesung
des Volksschulgesetzes und die
erste Lesung des Gesetzes über
die Maturitätsschulen.

Der Rat tagt von 9 bis 11.45
Uhr und von 13.30 bis 16.30 Uhr.

Gilgen zweite
SP-Frau

WAHLEN 2002 / Jetzt ist
eine zweite SP-Regierungs-
ratskandidatin nominiert:
Grossrätin Elisabeth Gilgen
aus Ostermundigen.

Lb. Sie habe eine ausgeprägte So-
zialkompetenz, könne verhandeln
und auf ihre Führungserfahrung
zurückgreifen: Mit dieser Emp-
fehlung hat die SP-Sektion Oster-
mundigen die 51-jährige Gross-
rätin Elisabeth Gilgen-Müller als
Regierungsratskandidatin nomi-
niert. Die Politikerin, die bis 1999
elf Jahre lang dem Ostermundiger
Gemeinderat angehört hatte und
seit 1992 im Grossen Rat wirkt,
soll die Nachfolge der zurücktre-
tenden Dori Schaer antreten. Sie
ist nach Grossratspräsidentin
Barbara Egger die zweite von ei-
ner Parteisektion nominierte SP-
Frau. Über die Nomination ent-
scheidet der kantonale Wahlpar-
teitag der SP vom 17. November.

Gilgen ist als Geschäftsführe-
rin einer Beratungsfirma für Kar-
riere- und Laufbahnberatung tä-
tig. Sie ist Vizepräsidentin des Ver-
bands Berner Gemeinden, des
Berner Heimatschutzes und Prä-
sidentin des Kammermusiken-
sembles Camerata Bern. Elisa-
beth Gilgen hat bereits 1998 auf
der rot-grünen Fünferliste für den
Regierungsrat kandidiert. Sie er-
reichte das beste Ergebnis der
Nichtgewählten, knapp vor zwei
grünen Kandidatinnen. Es reize
sie, jetzt bei anderer Ausgangslage
– ein SP-Sitz wird frei – zu kandi-
dieren, sagt Gilgen. «Der Kanton
Bern hat mutige Frauen mit Ideen
und politischer Erfahrung nötig.»

Elisabeth Gilgen. MF


